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(Nr. 13552.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungs⸗ 
jahr 1930. Vom 9. Dezember 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 


Im Artikel I der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer (Gewerbe— 
ſteuerverordnung) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21) 
und des Geſetzes über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1930 vom 17. April 
1930 (Gejegjamml. S. 93) erhält $ 4 Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

Als freie Berufe im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch die ſtaatlich geprüften oder 
nach § 123 der Reichsverſicherungsordnung zulaſſungsfähigen Zahntechniker (Dentiſten) 
ſowie die vereideten Land⸗ und Feldmeſſer und die Markſcheider. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1930 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Dezember 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13553.) Verordnung über Gehaltskürzung. Vom 13. Dezember 1930. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 517), zweiter Teil, Kapitel II, § 4 Abſ. 2 wird 
folgendes verordnet: 
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(1) Die Dienft- und Verſorgungsbezüge — einſchließlich des Gnadenvierteljahrs — der 
unmittelbaren Staatsbeamten, der Lehrperſonen im öffentlichen Schuldienſt, im Berufs⸗ und 
Fachſchuldienſte ſowie ſolcher mittelbaren Staatsbeamten, die nicht unter die Beſtimmung des 8 2 
dieſer Verordnung fallen, werden mit Wirkung vom 1. Februar 1931 ab um 6 vom Hundert 
gekürzt. Die Dienſtbezüge des Miniſterpräſidenten und der Staatsminiſter werden um 20 vom 
Hundert gekürzt. 

(2) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 gehören alle Geldbezüge, die den im Abſ. 1 
genannten Perſonen mit Rückſicht auf ihre hauptamtlichen oder nebenamtlichen Dienſtleiſtungen 
gezahlt werden, einſchließlich der Ausgleichszulagen, Sondervergütungen und Nebenbezüge. 

(3) Verſorgungsbezüge im Sinne des Abſ. 1 find Wartegelder, Fürſorgebezüge, Übergangs- 
gelder, Übergangsgebührniſſe, Ruhegehälter, Witwen⸗ und Waiſengelder, Dienſtbezüge der unter 
Belaſſung des vollen Gehalts vom Amte enthobenen oder von ihren amtlichen Verpflichtungen 
entbundenen Beamten ſowie Kapitalabfindungen und Abfindungen, die für frühere Dienſtleiſtungen 
gewährt werden, und die auf Grund ſtatutariſcher Beſtimmungen gewährte ruhegeldähnliche 
Verſorgung. 

(4) Kinderbeihilfen, Aufwandentſchädigungen, Reiſekoſtenvergütungen, Fahr⸗ und Zehr⸗ 
koſten, Beſchäftigungstagegelder, Umzugskoſtenvergütungen, außerdem Kinderzulagen, Umzugs⸗ 
koſtenbeihilfen, Wohnungsbeihilfen, Dienſtaufwandentſchädigungen, Dienſtkleidungszuſchüſſe, Nacht⸗ 
dienſtzulagen, einmalige Dienſtbelohnungen und einmalige Verſorgungsbezüge der Polizeibeamten, 
ſoweit ſie unabhängig von den Gehaltsbezügen in einer beſtimmten Summe gezahlt werden, ſowie 
die Zulagen zu den Übergangsgebührniſſen der Polizeibeamten unterliegen der Kürzung nicht. 

(5) Soweit die kürzungspflichtigen Bezüge nicht aus der Staatskaſſe fließen und nicht ſchon 
auf Grund einer entſprechenden Vorſchrift zugunſten der Kaſſe des Reichs, eines anderen Landes, 
einer Gemeinde (eines Gemeindeverbandes) oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen 
Rechtes gekürzt werden, haben die im Abſ. 1 genannten Perſonen den Kürzungsbetrag an die 
Staatskaſſe abzuführen. 

(6) Auf Notare finden die Vorſchriften dieſer Verordnung keine Anwendung. 


8 2. 


(1) Die Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände 
im Sinne des Kommunalbeamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141) ſowie der 
ſonſtigen der Aufſicht des Landes unterſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechtes werden 
mit unmittelbarer Wirkung nach den Vorſchriften des § 1 dieſer Verordnung gekürzt. 

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie die ſonſtigen der Aufſicht des Landes 
unterſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſind verpflichtet, von der Kündigungs⸗ 
möglichkeit gemäß Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 
vom 1. Dezember 1930, zweiter Teil, Kapitel II, § 5 (Reichsgeſetzbl. I S. 517) Gebrauch zu 
machen, um eine dem Abſ. 1 entſprechende Herabſetzung der Bezüge ihrer Angeſtellten herbeizuführen. 


§ 3. 


Den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſtehen im Sinne dieſer Verordnung gleich die 
Anſtalten, Vereine und Stiftungen des öffentlichen Rechtes. 


8 4. 


() Perſonen, deren kürzungspflichtige Bezüge insgeſamt den Betrag von 1500 AM jährlich 
nicht überſteigen, ſind von der Kürzung befreit. 
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(2) Würde nach Durchführung der Kürzung ein Betrag von weniger als 1500 AM. jährlich 
verbleiben, jo werden 1500 RM gewährt. 


855 
Der Finanzminiſter und die zuſtändigen Fachminiſter ſind mit der Ausführung dieſer Ver⸗ 
ordnung beauftragt. In Zweifelsfällen entſcheidet der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
zuſtändigen Fachminiſter, insbeſondere auch darüber, welche Bezüge der Kürzung unterliegen. 


8 6. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


ST 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 31. Januar 1934 außer Kraft. 


Berlin, den 13. Dezember 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


N = > 22 5 a 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff Grimme. 
zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt, 
den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, den Miniſter für Handel und 
Gewerbe und den Juſtizminiſter. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
Im Miniſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung für 1930 iſt auf Seite 309 ff. die 


Satzung für die Handelshochſchule in Königsberg i. Pr. vom 1. November 1930 — IV 1504230 Gt. —, 
die am gleichen Tage in Kraft getreten iſt, veröffentlicht. 


Berlin, den 3. Dezember 1930. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. September 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin für den Bau einer 220 000 Volt⸗Doppelleitung von dem Umſpannwerk Ahlten 
bei Lehrte bis zur Südoſtgrenze des Hamburger Staatsgebiets 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 46 S. 225, ausgegeben am 15. November 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin für den Bau einer 60 000 Volt⸗Hochſpannungsdoppelleitung von dem Umſpann⸗ 
werk Ahlten bei Lehrte zu den Aller⸗Zentralen in Oldau bei Celle 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 46 S. 225, ausgegeben am 15. November 1930; 


DrsGrunau, lol ten str. 1273 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. November 1930 


über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 47 S. 481, ausgegeben am 22. No⸗ 
vember 1930; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. November 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Traben-Trarbach für 
den Bau eines Weinbergswegs in der Gemarkung Traben 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 49 S. 229, ausgegeben am 29. November 1930. 
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